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Transparenzgesetz: Ein prakti-
scher Wegweiser für Trustees 
mit Schweizbezug
Mit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Transparenz juristischer 
Personen und die Identifikation der wirtschaftlich berechtigten Personen am 
1. Oktober 2026 müssen bestimmte Trustees mit Schweizbezug neue Doku-
mentations- und Aufbewahrungspflichten erfüllen. Trustees, die bereits dem 
schweizerischen Geldwäschereigesetz unterstehen, sind von dieser neuen ge-
setzlichen Regelung nicht betroffen. Mit diesem Newsletter erhalten Trustees 
eine praxisnahe Orientierungshilfe und können beurteilen, ob sie unter den An-
wendungsbereich des neuen Gesetzes fallen. Er unterstützt sie zudem bei der 
Identifikation der massgebenden mit einem Trust verbundenen Personen, bei 
der Organisation der erforderlichen Dokumentation und bei der Vorbereitung 
auf den neuen regulatorischen Rahmen.
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Bevor das Bundesgesetz über die Transparenz juristischer Personen 
(das Gesetz) am 1. Oktober 2026 in Kraft tritt, sollten sich Trustees so-
wie Beraterinnen und Berater vorbereiten und zunächst abschätzen, 
ob sie unter den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen. Praktische 
Schritte sind dann die Erfassung aller mit dem Trust verbundenen 
Personen, die Verbesserung der Verfahren für die Erhebung und Auf-
bewahrung von Informationen sowie die Klärung der Rollen zwischen 
den Dienstleistern. Eine regelmässige Überprüfung der Trust-Daten 
und eine frühzeitige Anpassung an künftige regulatorische Änderun-
gen sind ebenfalls unerlässlich. Dieser Newsletter beleuchtet diese 
Entwicklungen und bietet Trustees praktische Einblicke, damit sie sich 
in dem neuen regulatorischen Umfeld zurechtfinden. 
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Bereit oder nicht: Das neue Transparenzgesetz – ein praktischer Weg-
weiser für Trustees

1. Allgemeine Beschreibung des Ge-
setzes 

Mit dem Gesetz soll die Integrität des 
Schweizer Finanz- und Wirtschafts-
sektors gestärkt werden. Dazu wird 
ein amtliches Register der wirtschaft-
lich berechtigten Personen eingeführt. 
Das Gesetz ist eine Reaktion auf die 
Weiterentwicklung der internationalen 
Standards, insbesondere der Vorgaben 
der Financial Action Task Force (FATF). 
Die Schweizer Behörden müssen über 
wirksame Mittel verfügen, um die wah-
ren wirtschaftlichen Berechtigten von 
juristischen Personen zu ermitteln und 
so Geldwäscherei, Terrorismusfinan-
zierung, Korruption und Umgehung von 
Sanktionen bekämpfen zu können. 

Die wichtigsten Auswirkungen des Ge-
setzes sind:

	− Schweizer Gesellschaften sowie be-
stimmte Rechtsträgerausländischen 
Rechts mit Bezug zur Schweiz müs-
sen ihre wirtschaftlich berechtigten 
Personen identifizieren.

	− Diese wirtschaftlich berechtigten 
Personen müssen in ein nicht öffent-
liches eidgenössisches Register ein-
getragen werden, das vom Bundes-
amt für Justiz geführt wird.

	− Bestimmte Trustees, die einen ge-
nügenden Bezug zur Schweiz auf-

weisen, unterliegen besonderen 
Identifikations-, Überprüfungs- und 
Dokumentationspflichten.

Dieser Newsletter beleuchtet die kon-
kreten gesetzlichen Pflichten von Trus-
tees und deren praktische Auswirkun-
gen. Ein besonderes Augenmerk liegt 
dabei auf Trustees, die in dieser Eigen-
schaft innerhalb einer Truststruktur 
handeln. Dem gegenüber stehen Fälle, in 
denen Trustees dem Gesetz möglicher-
weise allein deshalb unterstehen, weil 
sie Schweizer Unternehmen kontrollie-
ren, für die das Gesetz gilt. Insbesonde-
re analysiert der Newsletter die von den 
Trustees zu erfüllenden Anforderungen 
an die Identifikation, Überprüfung und 
Dokumentation der wirtschaftlich be-
rechtigten Personen sowie die Risiken 
und Verpflichtungen, die für sie bei der 
Verwaltung komplexer Strukturen unter 
dem neuen Rechtsrahmen eventuell be-
stehen.

2. Welche Trustees sind betroffen?
Das Gesetz trifft keine Regelungen zu 
Trusts als solchen, aber es schreibt be-
stimmten Trustees konkrete Pflichten 
vor.

Die Regelung gilt für Trustees, die ihren 
Wohnsitz oder Sitz in der Schweiz ha-
ben oder Trusts von der Schweiz aus 
verwalten, soweit sie nicht bereits dem 
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Geldwäschereigesetz (GwG) unterste-
hen. Trustees, die dem GwG unterstehen, 
sind von dieser gesetzlichen Regelung 
ausgenommen, da sie bereits vergleich-
baren Identifikations- und Sorgfalts-
pflichten unterliegen.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob die oder der Trustee einen ge-
nügenden Bezug zur Schweiz aufweist 
und nicht unter den Geltungsbereich des 
GwG fällt.

Trustees mit Wohnsitz oder Sitz in der 
Schweiz unterliegen grundsätzlich dem 
Anwendungsbereich des Gesetzes. Hier 
gilt allerdings eine wichtige Ausnah-
me: Trustees, die einer Bewilligung der 
FINMA nach dem Bundesgesetz über die 
Finanzinstitute (FINIG) bedürfen, unter-
stehen ebenfalls dem GwG und sind da-
her von der Trust-Regelung des Geset-
zes ausgenommen.

In der Praxis ist das Gesetz somit primär 
für Trustees relevant, die nicht in den 
Regelungsrahmen des FINIG fallen. Dies 
ist typischerweise der Fall, wenn Trus-
tees ihre Tätigkeiten nicht berufsmässig 
im Sinne des FINIG ausüben. Gemäss 
Finanzinstitutsverordnung (FINIV) üben 
Trustees ihre Tätigkeit berufsmässig 
aus, wenn bestimmte Schwellenwerte 
erreicht werden, unter anderem wenn 
sie:

	− damit pro Kalenderjahr einen Brutto-
ertrag von mehr als CHF 50 000 er-
zielen;

	− mehr als 20 Geschäftsbeziehungen 
unterhalten, die sich nicht auf eine 
einmalige Tätigkeit beschränken; 
oder

	− unbefristete Verfügungsmacht über 
Vermögenswerte haben, die zu einem 
beliebigen Zeitpunkt CHF 5 Mio. über-
schreiten.

Trustees, die unterhalb dieser Schwel-
lenwerte tätig sind oder deren Tätigkeit 
in ihrem Umfang begrenzt bleibt, benöti-
gen daher möglicherweise keine Bewil-
ligung der FINMA und unterstehen folg-
lich nicht der Aufsicht nach dem GwG.

Gleiches gilt für bestimmte Gestaltun-
gen, die aufgrund ihrer Struktur befreit 
sind. Insbesondere sind Trustees, die 
ausschliesslich für eng verwandte (mit 
ihnen wirtschaftlich oder familiär ver-

bundene) Personen tätig sind, z. B. im 
Rahmen von Private Trust Companies 
(PTC) oder Einfamilienstrukturen, dem 
FINIG nicht unterstellt. Diese Strukturen, 
die keine Dienstleistungen für die Öf-
fentlichkeit erbringen, benötigen in der 
Regel keine Bewilligung der FINMA und 
können daher von dem Gesetz erfasst 
werden.

Das Gesetz gilt auch für Trustees, die 
weder ihren Wohnsitz noch ihren Sitz in 
der Schweiz haben, aber einen Trust von 
der Schweiz aus verwalten. Was genau 
dies bedeutet, ist im Gesetz nicht aus-
drücklich definiert und muss daher von 
Fall zu Fall beurteilt werden.

Die Botschaft des Bundesrates weist da-
rauf hin, dass aufgrund des Territoriali-
tätsprinzips die Frage relevant ist, ob die 
oder der Trustee den Trust tatsächlich 
in der Schweiz verwaltet. Darunter ist 
nach unserer Auffassung in erster Linie 
der Ort zu verstehen, an dem die tägli-
che Verwaltung des Trusts tatsächlich 
stattfindet. Dies kann beispielsweise der 
Fall sein, wenn ein(e) formell im Ausland 
ansässige(r) Trustee eine Person oder 
ein verbundenes Unternehmen in der 
Schweiz mit der laufenden Verwaltung 
des Trusts betraut.

Relevante Überlegungen können daher 
sein, wo die täglichen Management-
aufgaben der oder des Trustees wahr-
genommen werden und wo ihre oder 
seine laufenden Verwaltungstätigkeiten 
im Zusammenhang mit dem Trust aus-
geübt werden.

Die blosse Inanspruchnahme von 
Schweizer Banken, Vermögensverwal-
tern oder anderen Dienstleistern dürf-
te an sich kein ausreichender Nach-
weis dafür sein, dass ein Trust von der 
Schweiz aus verwaltet wird.

Legt man dies zugrunde, kann davon 
ausgegangen werden, dass ein Trust 
von der Schweiz aus verwaltet wird, 
wenn die tägliche Verwaltung des Trusts 
tatsächlich von der Schweiz aus erfolgt, 
auch wenn der Trust formell im Ausland 
errichtet wird und ausländischem Recht 
unterliegt. Die genaue Tragweite dieses 
Konzepts bleibt jedoch ungewiss und 
wird letztlich von der Auslegung durch 
die zuständigen Schweizer Behörden in 
der Praxis abhängen.

3. Wer gilt als wirtschaftlich berechtig-
te Person eines Trusts?

Nach dem Gesetz gelten als wirtschaft-
lich berechtigte Personen eines Trusts: 
(i) die Begründerin oder der Begründer, 
(ii) die oder der Trustee, (iii) die Protek-
torin oder der Protektor, (iv) die oder der 
Begünstigte und (v) jede andere natürli-
che Person, die den Trust direkt, indirekt 
oder auf andere Weise kontrolliert. 

Dazu gehören insbesondere die wirt-
schaftlich berechtigten Personen einer 
juristischen Person, die als Begründe-
rin oder Begründer, Trustee, Protektorin 
oder Protektor, Begünstigte oder Be-
günstigter fungiert. Die Durchführungs-
verordnung zum Gesetz (die Verord-
nung) stellt klar, dass die letztendliche 
tatsächliche Kontrolle über einen Trust 
auch die Kontrolle über eine Kontroll-
kette sowie Fälle umfasst, in denen eine 
andere natürliche Person darüber ent-
scheidet, wer die Kontrolle über den 
Trust ausüben kann.

Die «Kontrolle über den Trust» ist weit 
gefasst und kann allein oder in gemein-
samer Absprache mit Dritten ausgeübt 
werden. Sie umfasst das Recht oder 
die tatsächliche Möglichkeit: (i) die Ver-
mögenswerte des Trusts zu veräussern 
oder anzulegen, (ii) über die Ausschüt-
tungen des Trusts zu entscheiden, diese 
vorzunehmen oder zu genehmigen, (iii) 
eine Person als begünstigte Person oder 
als Mitglied einer Kategorie von Begüns-
tigten hinzufügen oder zu entfernen, (iv) 
Trustees zu ernennen oder abzuberufen 
und (v) den Trust aufzulösen oder zu wi-
derrufen.

In Übereinstimmung mit den Empfeh-
lungen der FATF und den Standards des 
Global Forum werden alle Parteien des 
Trusts (Begründerinnen und Begründer, 
Trustees, Protektorinnen und Protekto-
ren und Begünstigte) sowie alle Perso-
nen, welche die tatsächliche Kontrolle 
ausüben, als wirtschaftlich berechtigte 
Personen eingestuft, deren Identitäten 
offengelegt und überprüft werden müs-
sen. Wird eine dieser Rollen von einer ju-
ristischen Person (z. B. einem Corporate 
Trustee) ausgefüllt, ist die natürliche 
Person, die die jeweilige juristische Per-
son kontrolliert, als wirtschaftlich be-
rechtigte Person zu identifizieren. Wird 
beispielsweise eine juristische Person 
als Trustee eines Trusts bestellt, kann 
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die juristische Person selbst niemals 
als wirtschaftlich berechtigte Person 
gelten, da die wirtschaftlich berechtig-
te Person per Definition eine natürliche 
Person sein muss. In einem solchen Fall 
ist die wirtschaftlich berechtigte Person 
die natürliche Person, welche die Kon-
trolle über das zum Trustee bestellte 
Unternehmen ausübt.

Ist beispielsweise die B AG, eine zu 
100% im Eigentum des Aktionärs A ste-
hende und von diesem kontrollierte Ge-
sellschaft, die Trustee des Trusts C, so 
ist A die wirtschaftlich berechtigte Per-
son der B AG und damit letztlich auch 
die wirtschaftlich berechtigte Person 
des Trusts C. Wenn D zum Begünstig-
ten eines Trusts bestimmt wird, aber in 
Wirklichkeit treuhänderisch für seinen 
Verwandten E tätig ist (dem er die Aus-
schüttungen des Trusts überträgt), wür-
de E aufgrund dieser Kontrollkette die 
letztendliche Kontrolle über den Trust 
ausüben und somit als dessen wirt-
schaftlich berechtigte Person gelten.

Zwar ist es richtig, dass sich die Schweiz 
mit diesen Definitionen den Empfehlun-
gen der FATF und den Standards des 
Global Forum anpassen kann, doch 
bleiben die durch das Gesetz einge-
führten Begriffe der «Kontrolle» über 
einen Trust an sich abstrakt. Sie ent-
sprechen nicht zwingend der tatsächli-
chen Kontrolle, die von den betroffenen 
Personen gemäss dem für den Trust 
geltenden Recht ausgeübt wird. Insbe-
sondere schreibt die schweizerische ge-
setzliche Regelung die Identifikation von 
Personen als wirtschaftlich berechtigte 
Personen aufgrund von formalen oder 
mutmasslichen Verbindungen vor, die 

erheblich von den tatsächlichen Befug-
nissen oder Rollen abweichen können, 
die diesen Personen durch die entspre-
chende Trusturkunde oder das auf den 
Trust anwendbare Recht übertragen 
werden. Diese begriffliche Abweichung 
kann sowohl Rechtsunsicherheit als 
auch praktische Schwierigkeiten für 
Trustees hervorrufen, die die schweize-
rischen Meldepflichten mit der zuwei-
len ganz anderen Realität der Kontrolle 
und der wirtschaftlichen Berechtigung 
in Einklang bringen müssen, wie sie in 
Common-Law-Rechtsordnungen für 
Trusts anerkannt wird.

4. Keine direkte Meldung an das Trans-
parenzregister – aber interne Pflichten
Im Gegensatz zu schweizerischen Ge-
sellschaften oder bestimmten Rechts-
einheiten ausländischen Rechts, die ihre 
wirtschaftlich berechtigten Personen 
für die Eintragung im schweizerischen 
Transparenzregister melden müssen, 
sind Trustees nicht verpflichtet, Infor-
mationen über die wirtschaftliche Be-
rechtigung in Bezug auf einen Trust zur 
Eintragung im Register zu melden, und 
es erfolgt keine separate Meldung für 
den Trust als solchen.

Dies bedeutet jedoch nicht, dass Trusts 
aus dem Anwendungsbereich des 
Transparenzgesetzes herausfallen. Im 
Gegenteil: Das Gesetz schafft einen 
eindeutigen, dokumentationsbasierten 
Rahmen, der gewährleisten soll, dass 
die zuständigen Behörden jederzeit auf 
genaue und aktuelle Informationen über 
die wirtschaftlich berechtigten Perso-
nen eines Trusts zugreifen können. 

Insbesondere müssen die Trustees die 
wirtschaftlich berechtigten Personen 
des Trusts identifizieren und deren Iden-
tität und Eigenschaft als wirtschaftlich 
berechtigte Personen mit der nach den 
Umständen gebotenen Sorgfalt über-
prüfen. Dies umfasst gegebenenfalls die 
Pflicht, die Kontrollstruktur des Trusts 
und allfällige Eigentums- oder Kontroll-
ketten zu verstehen, insbesondere falls 
juristische Personen beteiligt sind.

Der Umfang dieser Verpflichtungen geht 
über die Trustparteien selbst hinaus. Die 
Trustees müssen auch Informationen 
über die Finanzintermediäre und ande-
re Dienstleister einholen, die mit dem 
Trust in einer Geschäftsbeziehung ste-

hen. Dazu zählen Finanzinstitute und 
externe Beraterinnen und Berater, die 
zur Verwaltung oder zum Funktionieren 
des Trusts beitragen (z. B. Vermögens-
verwalterinnen und -verwalter, Steuer-
beraterinnen und -berater oder Treu-
händerinnen und Treuhänder). Diese 
Verpflichtung beschränkt sich auf Per-
sonen, deren Dienstleistungen direkt mit 
der Verwaltung oder dem Funktionieren 
des Trusts zusammenhängen, und er-
streckt sich nicht auf Dritte ohne eine 
solche funktionelle Verbindung (z. B. 
Rechtsbeistände, die ausschliesslich im 
Rahmen eines Rechtsstreits tätig wer-
den). Sie ist ferner auf die Identifikation 
solcher Personen und die Art ihrer Be-
ziehung zum Trust begrenzt und erfor-
dert keine formelle Identifikation oder 
Überprüfung ihrer Identität.

Zusätzlich zu diesen Verpflichtungen 
sind laufende Pflichten zu erfüllen. Die 
Trustees müssen sicherstellen, dass die 
erhobenen Informationen ordnungsge-
mäss dokumentiert, regelmässig über-
prüft und auf dem neuesten Stand gehal-
ten werden. Werden Begünstigte anhand 
von Kategorien definiert, muss die oder 
der Trustee die Kriterien zur Identifika-
tion dieser Begünstigten festlegen und 
dokumentieren. Diese Kriterien müssen 
hinreichend genau sein, damit die oder 
der Trustee feststellen kann, welche 
Person als Begünstigte oder Begünstig-
ter gilt, und sie sollten nicht aus rein be-
schreibenden oder nicht näher bezeich-
neten Kategorien bestehen.

Zudem sind die Trustees verpflichtet, die 
erhobenen Informationen während fünf 
Jahren nach Beendigung ihrer Tätigkeit 
aufzubewahren und dafür zu sorgen, 
dass in der Schweiz jederzeit darauf zu-
gegriffen werden kann. Trustees sind 
unabhängig von ihrem Wohnsitz oder 
Sitz weiterhin für die ordnungsgemässe 
Pflege und Verfügbarkeit dieser Infor-
mationen verantwortlich.

5. Welche Informationen müssen in der 
Praxis erhoben werden?
Das Gesetz bestimmt für jede Kategorie 
von Personen, die mit einem Trust ver-
bunden sind, welche Informationen die 
oder der Trustee einholen und pflegen 
muss.



5

Walder Wyss Newsletter 229 | September 2026

Für jede wirtschaftlich berechtigte Per-
son (natürliche Person) des Trusts muss 
die oder der Trustee folgende Informa-
tionen beschaffen:

	− Name und Vorname;

	− Geburtsdatum;

	− Staatsangehörigkeit;

	− Anschrift und Wohnsitzstaat;

	− erforderliche Informationen über die 
Art und den Umfang der ausgeübten 
Kontrolle.

Sofern eine Rechtseinheit, eine Perso-
nengesellschaft oder ein anderer Trust 
in die Struktur eingebunden ist (z. B. als 
Begründerin oder Begründer, Trustee, 
Protektorin oder Protektor oder Begüns-
tigte oder Begünstigter), muss die oder 
der Trustee die folgenden Informationen 
beschaffen:

	− Firma, Name oder Bezeichnung und

	− Sitz oder Adresse.

Bei Finanzintermediären und anderen 
Dienstleistern, die eine Geschäftsbezie-
hung mit dem Trust unterhalten, muss 
die oder der Trustee die folgenden Infor-
mationen beschaffen:

	− Name oder Firma;

	− Sitz oder Adresse;

	− Art der Geschäftsbeziehung mit dem 
Trust.

Werden Begünstigte anhand von Kate-
gorien definiert, muss die oder der Trus-
tee die Kriterien für die Bestimmung 
dieser Begünstigten ermitteln und do-
kumentieren.

6. To-dos
Angesichts des bevorstehenden Inkraft-
tretens des Gesetzes sollten Trustees 
sowie Beraterinnen und Berater folgen-
de Schritte in Betracht ziehen:

(i) Anwendungsbereich beurteilen: 
feststellen, ob die oder der Trustee 
unter den Anwendungsbereich des 
Gesetzes fällt, insbesondere, ob sie 
oder er einen genügenden Schweiz-

bezug aufweist und nicht bereits dem 
Geldwäschereigesetz untersteht
(ii) Struktur erfassen: alle relevanten 
Personen identifizieren, die mit dem 
Trust verbunden sind (Begründerin 
oder Begründer, Trustee, Protektorin 
oder Protektor, Begünstigte oder Be-
günstigter und jede andere Person, 
die Kontrolle ausübt), einschliess-
lich aller an der Struktur beteiligten 
Rechtseinheiten

(iii) Informationsflüsse überprüfen: 
sicherstellen, dass die oder der Trus-
tee Zugang zu den Informationen hat, 
die zur Identifikation der wirtschaft-
lich berechtigten Personen erforder-
lich sind; dies gilt auch bei grenzüber-
schreitenden Strukturen oder bei 
Einbeziehung von Drittdienstleistern
(iv) Rollen mit den Dienstleistern klä-
ren: die Finanzintermediäre sowie 
Beraterinnen und Berater identifizie-
ren, die an der Verwaltung des Trusts 
beteiligt sind, und dafür sorgen, dass 
Klarheit über ihre jeweiligen Rollen 
und die Regelungen für den Informa-
tionsaustausch besteht

(v) Laufende Verpflichtungen voraus-
sehen: Prozesse für die regelmässige 
Überprüfung und Aktualisierung der 
Informationen festlegen, insbesonde-
re bei Änderungen in der Truststruk-
tur oder im Kreis der Begünstigten

(vi) Entwicklungen beobachten: Den 
weiteren Durchsetzungsrahmen, ein-
schliesslich aller Entwicklungen im 
Zusammenhang mit Sanktionen, ver-
folgen
trust structure or in the circle of be-
neficiaries.

(vi) Monitor developments: follow the 
broader enforcement framework, in-
cluding any developments in relation 
to sanctions.

Der Walder Wyss Newsletter kommentiert neue Ent-

wicklungen und wichtige Themen des Schweizer 

Rechts. Die darin enthaltenen Informationen und Kom-

mentare stellen keine rechtliche Beratung dar, und die 

erfolgten Ausführungen sollten nicht ohne spezifische 

rechtliche Beratung zum Anlass für Handlungen ge-
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